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Das Bundesamt für Zivilluftfahrt (BAZL) stellt fest:  

 

 

1) Der Flugplatz Kägiswil ist im Gemeindegebiet Sarnen, Kanton Obwalden, gelegen. Es handelt 

sich um einen ehemaligen Militärflugplatz, der seit 1956 zivil mitbenutzt wird. Am 26. Februar 

2020 genehmigte der Bundesrat den gesamthaft überarbeiteten Konzeptteil des Sachplans In-

frastruktur der Luftfahrt (SIL). Der Flugplatz Kägiswil ist als ehemaliger Militärflugplatz erwähnt, 

für den ein Umnutzungsverfahren noch bevorsteht. Das SIL-Objektblatt vom 2. September 2020 

sieht für die Umwandlung in ein ziviles Flugfeld ebenfalls ein Umnutzungsverfahren vor.  

 

2) Im Mai 2021 hat die Flugplatzgenossenschaft Obwalden (FGOW) beim Bundesamt für Zivilluft-

fahrt (BAZL) das Gesuchsdossier für die Umnutzung des ehemaligen Militärflugplatzes Kägiswil 

(LSPG) in einen zivilen Flugplatz eingereicht. Das Gesuch beinhaltet u. a. die Erteilung der Be-

triebsbewilligung, die Genehmigung des Betriebsreglements und die Genehmigung der Infra-

struktur (Plangenehmigung). Mit Schreiben vom 3. Juni 2021 hat das BAZL die Instruktion eröff-

net und das Amt für Raumentwicklung und Verkehr des Kantons Obwalden angehört. Das Ge-

such wurde im kantonalen Amtsblatt vom 21. Oktober 2021 publiziert und vom 25. Oktober bis 

zum 26. November 2021 im Gemeindehaus Sarnen öffentlich aufgelegt. Während der öffentli-

chen Auflage gingen beim BAZL 21 Privat- und Kollektiveinsprachen von Privatpersonen, Unter-

nehmungen und Behörden gegen das Vorhaben ein. Das Amt für Raumentwicklung und Verkehr 

des Kantons Obwalden hat mit Schreiben vom 19. Januar 2022 Stellung zum Vorhaben genom-

men. Die nachfolgenden Ausführungen beziehen sich auf die Plangenehmigung der Infrastruktur 

und nicht auf die Betriebsbewilligung bzw. das Betriebsreglement. 

 

3) Die Eingaben aus der Instruktion, inklusive der Einsprachen, wurden der FGOW mit E-Mail vom 

22. April 2022 zugestellt. Die FGOW wurde in der Folge wiederholt ersucht, mit der Einspreche-

rin Korporation Freiteil Sarnen (Landeigentümerin im Projektperimeter, nachfolgend Korporation) 

und Einsprecher Andreas Albert (betr. Überflugrecht) in Kontakt zu treten und die fehlenden Un-

terschriften einzuholen.  

 

Die Gespräche zwischen der FGOW und den genannten Einsprechenden verliefen ergebnislos. 

Die FGOW konnte die notwendigen Unterschriften nicht beibringen. Am 27. März 2023 teilte die 

Einsprecherin Korporation Freiteil Sarnen dem BAZL mit, dass Gespräche mit der FGOW statt-

gefunden haben. Die Korporation sei jedoch nicht bereit, die fehlenden Unterschriften beizubrin-

gen, sie halte entsprechend die Einsprache aufrecht. Am 13. April 2023 teilte Einsprecher An-

dreas Albert dem BAZL mit, dass Gespräche mit der FGOW stattgefunden haben. Andreas Al-
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bert zeigte sich nicht bereit, den von der FGOW angebotenen Geldbetrag anzunehmen. Er ge-

währe das Überflugrecht nicht und halte entsprechend an seiner Einsprache fest. 

 

4) Die armasuisse ist Grundeigentümerin von Teilen des Flugplatzes Kägiswil (Hartbelagspiste). 

Sie hat mit dem Kanton Obwalden einen Baurechtsvertrag abgeschlossen und dem Kanton Ob-

walden ein selbständiges und dauerndes Bau- und Nutzungsrecht an der Flugplatzanlage ge-

währt. Der Kanton Obwalden seinerseits hat mit der FGOW für die Zeit des Baurechts einen 

Mietvertrag über die Flugplatzanlage abgeschlossen. Mit Schreiben vom 7. November 2023 hat 

der Regierungsrat des Kantons Obwalden dem Eidgenössischen Departement für Verteidigung, 

Bevölkerungsschutz und Sport (VBS) gegenüber mitgeteilt, dass er gemäss geltendem Bau-

rechtsvertrag per Ende 2023 den Heimfall eintreten lasse. Gleichzeitig hat er den Mietvertrag mit 

der FGOW nicht mehr verlängert. Zur Begründung führt der Kanton Obwalden im Wesentlichen 

aus, dass das BAZL die notwendigen Bewilligungen nicht termingerecht habe erteilen können 

und mit sehr grosser Wahrscheinlichkeit auch bei einer weiteren Verlängerung des Baurechts-

vertrages nicht werde erteilen können. Das VBS hat in der Folge mit der FGOW am 17. Januar 

2024 einen Dienstbarkeitsvertrag geschlossen und der FGOW für die Zeit vom 12. Februar 2024 

bis am 16. Dezember 2024 ein unselbständiges Baurecht gewährt. Am 29. November 2024 hat 

das VBS mit der FGOW einen neuen Dienstbarkeitsvertrag zur Gewährung eines unselbständi-

gen Baurechts für die Zeit vom 17. Dezember 2024 bis und mit 30. September 2025 geschlos-

sen. Am 23. September 2025 haben die genannten Parteien nochmals einen Dienstbarkeitsver-

trag (unselbstständiges Baurecht) für die Zeit vom 1. Oktober 2025 bis und mit 30. September 

2026 geschlossen. 

 

5) Mit Zwischenverfügung vom 15. Dezember 2023 hat das BAZL der FGOW eine allerletzte und 

nicht erstreckbare Frist bis Ende März 2024 zur Beibringung der notwendigen Zustimmungen der 

Landeigentümer gewährt. Die FGOW hat gegen die Zwischenverfügung des BAZL beim Bun-

desverwaltungsgericht (BVGer) in St. Gallen Beschwerde geführt. 

 

6) Das BVGer hat die Beschwerde mit Urteil vom 6. Mai 2025 abgewiesen und in Ziffer 3 des Dis-

positivs Folgendes festgehalten: 

 

«Die Beschwerdeführerin hat der Vorinstanz sämtliche Einverständniserklärungen der Grundei-

gentümer im SIL-Perimeter sowie für die Gewährung des Überflugrechts der Eigentümerinnen 

der Grundstücke Nrn. 456, 592, 4094, 4254 und 4096 innert 2 Monaten ab Rechtskraft dieses 

Urteils einzureichen». 

 

7) Die FGOW hat gegen das Urteil des BVGer beim Bundesgericht (BGer) Beschwerde eingereicht. 

Dieses ist mit Urteil vom 6. Oktober 2025 nicht auf die Beschwerde eingetreten. Dies mit der Be-

gründung, es handle sich um keinen Endentscheid. 

 

8) Am 17. Dezember 2025 hat die Korporation beim BAZL superprovisorisch beantragt, es sei der 

FGOW zu verbieten, den Flugbetrieb ab 1. Januar 2026 weiterzubetreiben. Begründet wurde das 

Gesuch im Wesentlichen mit der Kündigung des Vertrages betreffend Nutzungseinschränkungen 

zwischen der FGOW und der Korporation durch Letztere per Ende 2025. Mit Verfügung vom  

23. Dezember 2025 hat das BAZL den Antrag der Korporation abgewiesen, da sie nicht rechts-

genügend darlegte, dass der Vertrag korrekt gekündigt wurde. Im Weiteren wurde festgehalten, 

dass die Instruktion zu vorsorglichen Massnahmen im Januar 2026 weitergeführt werde. Die In-

struktion in diesem Verfahren ist noch nicht abgeschlossen. 

 

9) Die FGOW hat innert der 2 Monatefrist ab Urteil BGer beim BAZL eine umfassende Eingabe 

eingereicht und ausgeführt, dass sie weitere Nachweise und Belege nachreichen werde. In ihrer 

Eingabe vom 16. Dezember 2025 änderte sie im Hauptantrag das hängige Gesuch dahingehend 

ab (Verkleinerung Flugplatzperimeter), dass die Grundstücke der Grundeigentümer, welche dem 

Gesuch nicht zustimmen, nicht mehr im Perimeter sind. Die vom Gericht verlangten Überflug-

rechte fehlen jedoch weiterhin. Im Weiteren hat die FGOW ein Eventual- und ein Subeventual-

begehren eingereicht. In beiden Varianten wird der Flugplatzperimeter nochmals verkleinert, die 

Flugpiste verkürzt und ein anderer An- und Abflug im Norden gewählt, so dass die Überflugrech-

te von Einsprecher Andreas Albert nicht mehr benötigt werden. 
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10) Mit Schreiben vom 30. Januar 2026 hat das BAZL der FGOW mitgeteilt, dass sowohl der Haupt-

antrag (fehlende Überflugrechte) als auch die beiden Varianten (kein sicherer Flugbetrieb mög-

lich, Safety) nicht genehmigungsfähig seien. Gleichzeitig wurde der FGOW das rechtliche Gehör 

zu einem allfälligen Bauabschlag gewährt. 

 

11) Mit Eingabe vom 31. März 2026 hat die FGOW die in Aussicht gestellten Unterlagen und Berich-

te nachgereicht und den bereits eingereichten Hauptantrag bzw. die beiden Varianten näher be-

gründet. Der in Aussicht gestellte Bauabschlag wird von der FGOW abgelehnt. 

 

12) Am 23. April 2026 hat das BAZL den Parteien das Ende der Instruktion angezeigt und das Ver-

fahren als spruchreif bezeichnet. 

 

13) Am 5. Mai 2026 hat der Rechtsvertreter von Einsprecher Andreas Albert die Kostennote für sei-

ne Aufwendungen eingereicht. 

 

14) Am 12. Mai 2026 hat die FGOW dem BAZL unaufgefordert eine weitere Stellungnahme einge-

reicht und Ausführungen zur bestehenden Betriebsbewilligung (BB) von 1972 und dem Betriebs-

reglement (BR) von 1976 gemacht. 
 

15) Die FGOW hat wiederholt ein Gesuch um Akteneinsicht gestellt. Mit E-Mail vom 9. Juni 2026 hat 

das BAZL der FGOW das Aktenverzeichnis im Umnutzungsverfahren FGOW zugestellt. Die Ak-

ten im Jahr 2026 bestehen ausschliesslich aus Eingaben der FGOW und Antwortschreiben des 

BAZL an diese. Die Behauptung der FGOW, sie habe nicht vollständige Aktenkenntnis, ist vor 

diesem Hintergrund nicht nachvollziehbar. Die FGOW hat am 29. Juni 2026 zusätzlich ein Ge-

such nach dem Öffentlichkeitsgesetz gestellt, dieses ist zurzeit noch in Bearbeitung. 
 

16) Mit E-Mail vom 2. Juli 2026 hat die FGOW erneut um eine Besprechung mit dem BAZL ersucht, 

um allfällige Missverständnisse und Unklarheiten bei den Eventualvarianten aus dem Weg zu 

räumen. Mit E-Mail vom 3. Juli 2026 hat das BAZL das Gesuch der FGOW abschlägig beantwor-

tet. Die FGOW hat am 31. März 2026 eine umfassende Eingabe zu den Eventualvarianten ge-

macht. Diese ist für das BAZL verständlich und es bestehen keine Unklarheiten, weshalb auf ei-

ne Besprechung verzichtet werden kann. 

 

17) Auf die weiteren Vorbringen der FGOW und die sich bei den Akten befindlichen Schriftstücke 

wird – soweit relevant – in den nachfolgenden Erwägungen eingegangen. 

 

 

Das BAZL zieht in Erwägung: 

 

I.  

 

1) In der Eingabe vom 16. Dezember 2025 bezeichnet die FGOW das Urteil des BVGer als «unzu-

treffende Beurteilung». Sie ist u. a. der Ansicht, dass für die Frage der Einverständniserklärung 

der Grundeigentümer im SIL-Perimeter wie auch für die Gewährung der Überflugrechte ein Zivil-

gericht zuständig sei und nicht eine Behörde des öffentlichen Rechts. 

 

Für das BAZL gibt es keinen Anlass vom Urteil des BVGer abzuweichen. Mit Zwischenverfügung 

vom 15. Dezember 2023 hat das BAZL von der FGOW ebenfalls die Einverständniserklärung der 

Grundeigentümer im SIL-Perimeter verlangt. Das BVGer hat in seinem Urteil diese Haltung ge-

stützt und weiter präzisiert. Ebenfalls hat das BVGer festgehalten, dass dies vom BAZL vorfra-

geweise geprüft werden darf, und zwei Urteile des BGer P0F

1
P aufgeführt, die dies bestätigen. Die 

FGOW führt wiederholt aus, es sei rechtlich nicht nachvollziehbar, weshalb die Einverständnis-

erklärung von Grundeigentümern ausserhalb des SIL-Perimeters verlangt werde. Das BAZL und 

das BVGer verlangen die Einverständniserklärungen lediglich von Grundeigentümern, welche 

Parzellen im SIL-Perimeter aufweisen. Einzige Ausnahme sind gemäss dem BVGer die Über-

flugrechte von Einsprecher Andreas Albert, welche sich ausserhalb des SIL-Perimeters befinden.  

 
1 BGE 140 II 255 E 5.4, S 260 und 139 II 233 E 5.4.2, S. 240 f. 
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2) Innert der vom BVGer angesetzten Frist von 2 Monaten, vorliegend ab Urteil des BGer, konnte 

die FGOW die verlangte Einverständniserklärung der Grundeigentümer sowie die Überflugrechte 

dem BAZL nicht zustellen. In den Eingaben vom 16. Dezember 2025 und 31. März 2026 stellt 

die FGOW stattdessen einen Hauptantrag, ein Eventual- und ein Subeventualbegehren. 

 

3) Im Hauptantrag wird u. a. die Piste verkürzt und der Flugplatzperimeter erheblich verkleinert. 

Diese Anpassungen am ursprünglich eingereichten Gesuch erachtet das BAZL als problema-

tisch (vgl. dazu auch unten Ziff. II betr. Eventual- und Subeventualbegehren). Die Genehmi-

gungsfähigkeit dieser Anpassungen kann jedoch offengelassen werden, da beim Hauptantrag 

jedenfalls weiterhin die Überflugrechte von Einsprecher Andreas Albert fehlen. Der Hauptantrag 

ist somit vor diesem Hintergrund nicht genehmigungsfähig. 

 

II.  

 

1) Im Eventual- und Subeventualbegehren wird das ursprünglich von der FGOW eingereichte Ge-

such zur Umnutzung des ehemaligen Militärflugplatzes in verschiedenen Bereichen erheblich ab-

geändert. Der Flugplatz-Perimeter wird an diversen Orten verkleinert, die Piste wird erheblich 

verkürzt, die An- und Abflüge im Norden werden neu gewählt. Dies hat Auswirkungen auf den 

Lärmabdruck, die Hindernisfreihalteflächen gemäss Hindernisbegrenzungsflächen-Kataster 

(HBK) und generell auf Raum und Umwelt. Zudem sind durch die Verschiebung des Lärmab-

drucks und die neuen An- und Abflüge im Norden neue Betroffene auszumachen. Das derzeit 

gültige SIL-Objektblatt müsste in Bezug auf die genannten Elemente angepasst werden. Insge-

samt handelt es sich um eine wesentliche Projektänderung bzw. um neue Gesuche, die einer 

neuen Publikation und öffentlichen Auflage bedürfen und nicht im vorliegend hängigen Verfahren 

behandelt werden können. Gemäss der Rechtsprechung P1F

2
P, in welcher ähnliche Abgrenzungsfra-

gen behandelt wurden, sind Anpassungen von solcher Tragweite als wesentlich und nicht von un-

tergeordneter Bedeutung bezeichnet worden. 

 

Im Übrigen hält das BAZL fest, dass es für die Beurteilung der Sicherheit (Safety), wie auch für 

eine Lärmberechnung, den aktuellen Flottenmix berücksichtigt und nicht eine mögliche Variante 

in der Zukunft. Ob die Varianten die Sicherheitsanforderungen erfüllen würden, kann angesichts 

der Ausführungen im vorangehenden Abschnitt offengelassen werden.  

 

2) In der Eingabe vom 31. März und 12. Mai 2026 vertritt die FGOW nach fünf Jahren Instruktions-

verfahren für das BAZL überraschend und nicht nachvollziehbar die Auffassung, aufgrund der 

bestehenden Betriebsbewilligung von 1972 sei keine Umnutzung mehr erforderlich. Der zivile 

Flugplatz bestehe mindestens seit 54 Jahren. 1995 sei der Flugplatz als Militärflugplatz von der 

Luftwaffe aufgehoben worden, womit die gesamte Flugplatzanlage zu einer zivilen wurde. Die 

vom (damaligen) Luftamt ausgestellte Betriebsbewilligung von 1972 sei rein ziviler Natur und un-

befristet. Ein Entzug sei deshalb nur unter den Voraussetzungen von Art. 22 der Verordnung über 

die Infrastruktur der Luftfahrt P2F

3
P zulässig. 

 

Dieser Argumentation kann aus verschiedenen Gründen nicht gefolgt werden. Die am 8. Juni 

1972 vom damaligen Eidgenössischen Luftamt (heute BAZL) ausgestellte «Bewilligung zum Be-

trieb eines Flugfeldes unter den nachstehenden Bedingungen» lautet zugunsten der Sektion Lu-

zern des Aero Clubs der Schweiz; diese Sektion änderte später ihren Namen in Aero-Club Zent-

ralschweiz (AeCZS). Diese Bewilligung wurde gemäss den dem BAZL vorliegenden Unterlagen 

nicht auf die heutige Gesuchstellerin, die FGOW, übertragen. Die FGOW kann sich somit schon 

aus diesem Grund nicht auf die Betriebsbewilligung von 1972 berufen. 

 

Ferner ist für das BAZL massgebend, dass sich die Betriebsbewilligung von 1972 gemäss 

Rubrum auf die Bestimmungen des Bundesgesetzes vom 21. Dezember 1948 über die Luftfahrt 

und der Vollziehungsverordnung vom 5. Juni 1950 zum Luftfahrtgesetz stützt. Letztere ist seit 

 
2 BGer 1C_560/2010 E. 7, BGer 1C_12/2024 E. 2.2.2, BGer 1C_400/2022 E. 6.5.5 

3 VIL; SR 748.131.1 
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spätestens dem Inkrafttreten der VIL am 1. Januar 1995 für den Bereich der Infrastruktur der Luft-

fahrt nicht mehr relevant. 

 

Die VIL enthält in ihrer seit 1. Januar 2019 geltenden Fassung zudem eine spezifische Bestim-

mung zur Umnutzung von Militärflugplätzen in zivile Flugplätze (Art. 31 VIL). Dieses neue Recht 

bricht das vorangehende Recht. Diese Vorgaben hat die FGOW zumindest implizit akzeptiert, in-

dem sie dem BAZL ein Gesuch für die Umnutzung des ehemaligen Militärflugplatzes Kägiswil 

eingereicht hat. 

 

3) Im Sachplan Verkehr, Teil Infrastruktur Luftfahrt, SIL-Konzeptteil vom 20. November 2024 ist das 

Flugfeld Kägiswil in Tabelle 9 auf Seite 29 als ehemaliger Militärflugpatz mit ziviler Nutzung auf-

geführt. Des Weiteren ist Kägiswil auf Seite 81 bei den ehemaligen Militärflugplätzen, für die das 

Umnutzungsverfahren noch bevorsteht, erwähnt. 

 

Im SIL-Objektblatt vom 2. September 2020 ist bei den Festlegungen in Kapitel «Zweckbestim-

mung» u. a. erwähnt, dass für die Umwandlung in ein ziviles Flugfeld ein Umnutzungsverfahren 

nach den Bestimmungen des Luftfahrtgesetzes durchgeführt werde. 

 

Zusammenfassend kann somit festgehalten werden, dass die planerischen Grundlagen für den 

Flugplatz Kägiswil ein Umnutzungsverfahren vorsehen. 

 

III. 

 

Daraus folgt, dass das Umnutzungsgesuch der FGOW nicht bewilligt werden kann. Die Umnut-

zung ist gescheitert, weil die Voraussetzungen zur Erteilung der Plangenehmigung nicht vorlie-

gen. Unter diesen Umständen musste die Betriebsbewilligung und das Betriebsreglement nicht 

materiell geprüft werden. Es ist der Bauabschlag zu verfügen. 

 

Die Gesuche zum Eventual- bzw. Subeventualbegehren sind abzuweisen, soweit darauf eingetre-

ten werden kann.  

 

IV. 

 

1) Die Gebühr für die Instruktion des Umnutzungsverfahrens, die Zwischenverfügung vom 15. De-

zember 2023 und diese Verfügung richtet sich nach den Art. 3, 5 und 49 Abs. 1 lit. b, c und d der 

Verordnung über die Gebühren des Bundesamtes für Zivilluftfahrt (GebV-BAZL; SR 748.112.11). 

Sie werden der FGOW auferlegt und gemäss Art. 13 GebV-BAZL mit einer separaten Gebühren-

verfügung erhoben.  

 

2) Mit Schreiben vom 5. Mai 2026 hat Rechtsanwalt Dr. David Hofstetter, Rechtsvertreter von Ein-

sprecher Andreas Albert, die Kostennote für seine Aufwendungen eingereicht. Im Verfahren auf 

Erlass einer Verfügung besteht kein Anspruch auf eine Parteientschädigung (Art. 64 VwVG e 

contrario).  

 

3) Diese Verfügung wird der FGOW und den Einsprechenden eröffnet. Dem Regierungsrat des Kan-

tons Obwalden, dem Amt für Raumentwicklung und Verkehr des Kantons Obwalden, der ar-

masuisse und dem GS-UVEK wird sie zur Kenntnis zugestellt. 
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V. 

 

Aus diesen Gründen wird verfügt: 

 

1) Für das Umnutzungsverfahren der FGOW wird der Bauabschlag erteilt.  

 

2) Die Gesuche zum Eventual- bzw. Subeventualbegehren werden abgewiesen, soweit darauf ein-

getreten wird. 

 

3) Die Gebühr für diese Verfügung wird nach Zeitaufwand erhoben und der FGOW auferlegt. Sie 

wird ihr mit separater Gebührenverfügung des BAZL eröffnet. 

 

4) Es werden keine Parteikosten gesprochen. 

 

5) Diese Verfügung wird eingeschrieben eröffnet an: 

- Rechtsanwalt lic. iur. Philip Bärtschi, Haldenstrasse 23, 6006 Luzern, für sich und zuhanden 

seiner Klientschaft, im Doppel 

- Rechtsanwalt Dr. David Hofstetter, Langhaus 3, 5401 Baden, für sich und zuhanden seines 

Klienten, im Doppel 

- Rechtsanwalt Dr. Stefan Mattmann, Murbacherstrasse 3, 6003 Luzern, für sich und zuhanden 

seiner Klientschaft, im Doppel 

- Gemeinde Sarnen, Einwohnergemeinderat, Brünigstrasse 160, Postfach 1263, 6061 Sarnen 

- Gemeinde Alpnach, Bahnhofstrasse 15, Postfach 61, 6055 Alpnach 

- Bauernverband Obwalden, Beckenriedstrasse 34, 6374 Buochs 

- Leister AG, Galileo-Strasse 10, 6056 Kägiswil 

- Andy Küchler, Eggeli 1, 6060 Sarnen 

- Niklaus Bleiker, Brünigstrasse 25, 6055 Alpnach  

- Thomas Schrackmann, Schatzeli 2, 6060 Sarnen 

- Alfons und Esther Hess, Untere Feldstrasse 15, 6055 Alpnach 

- Christof Küchler, Bleiki 2, 6056 Kägiswil 

- Urs Küchler, Mittelgasse 9, 6056 Kägiswil 

- Andreas Sprenger-Halter, Laubligenstrasse 1A, 6055 Alpnach 

- Peter Küchler, Bleiki 1, 6056 Kägiswil 

- Anita und Ueli Schälin, Ziegelhüttenstrasse 12, 6060 Sarnen 

- Monika Brunner und Roland Sigrist, Postfach 129, 6055 Alpnach 

- Agnieszka und Krzystof Krasnopolski, Sagibach 2, 6055 Alpnach 

- Niklaus Zurmühle, Birkenweg 5, 6056 Kägiswil 

- Stephan Flury, Hogerzstrasse 13, 6372 Ennetmoos 

- Planteams.ch AG und Zacharias Imfeld, Galileo-Strasse 2, 6056 Kägiswil 

- Dr. med. Gregor Duss, Hostettlistrasse 12, 6055 Alpnach 

 

Diese Verfügung wird zur Kenntnis zugestellt an (A-Post): 

- Regierungsrat, Staatskanzlei, Postfach, 6061 Sarnen 

- Bau- und Raumentwicklungsdepartment Kanton Obwalden, Flüelisstrasse 3, 6060 Sarnen 

 

Per E-Mail an: 

- armasuisse 

- GS-UVEK 

- BAZL-intern 

 

Bundesamt für Zivilluftfahrt 

 

 

Francine Zimmermann 

Direktorin 

Stephan Hirt, Rechtsanwalt  

Sektion Sachplan und Anlagen 

 

Die Rechtsmittelbelehrung befindet sich auf der folgenden Seite. 
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Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diese Verfügung oder Teile davon kann innert 30 Tagen Verwaltungsbeschwerde erhoben 

werden beim Bundesverwaltungsgericht, Postfach, 9023 St. Gallen. Die Beschwerdefrist beginnt bei 

persönlicher Eröffnung an die Parteien an dem auf die Eröffnung folgenden Tag, bei Publikation in 

einem amtlichen Blatt an dem auf die Publikation folgenden Tag zu laufen. Die Frist steht still vom 

15 Juli bis und mit dem 15. August. 

 

Die Beschwerde ist in einer Amtssprache abzufassen und hat die Begehren, deren Begründung mit 

Angabe der Beweismittel und die Unterschrift der Beschwerdeführer zu enthalten. Die angefochtene 

Verfügung und die als Beweismittel angerufenen Urkunden sind beizulegen, soweit die Beschwerde-

führer sie in den Händen haben. Ferner ist die Vollmacht einer allfälligen Vertreterin oder eines allfälli-

gen Vertreters beizulegen. 

 


